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Sachgebiet 750 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Russe, Springorum, Zeyer, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, 
Dr. Müller-Hermann, Ey und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Entscheidungsgrundlagen für die Energie-, Wirtschafts- und Beschäftigungs- 
politik im Bereich des Steinkohlenbergbaus 


Auf längere Sicht ist bei uns und weltweit mit einem bedeuten- 
den Anstieg des Steinkohlenbedarfs zu rechnen. 

Jedoch ist der deutsche Steinkohlenbergbau, der sich in seiner 
Kapazitätsvorhaltung mittelfristig auf die Vorgaben des fort- 
geschriebenen Energieprogramms eingerichtet hat, nach wie vor 
großen Dispositionsunsicherheiten ausgesetzt. Denn infolge der 
Tatsache, daß die Bundesregierung ihre Vorausschau im fortge- 
schriebenen Energieprogramm hinsichtlich der heimischen Stein- 
kohle auf das Jahr 1980 beschränkt, und durch die weitere Tat- 
sache, daß die im Interesse des deutschen Steinkohlenbergbaus 
seither getroffenen energiepolitischen Maßnahmen weitgehend 
nur temporäre Zwischenlösungen darstellen, ist trotz der Öl- 
krise im Herbst 1973 bis zum heutigen Tage noch keine ver- 
läßliche Klarheit darüber geschaffen worden, welchen energie- 
wirtschaftlichen Versorgungsbeitrag der deutschen Steinkohlen- 
bergbau auf Dauer leisten soll. 

Investitionsentscheidungen im Interesse der Erhaltung und dar- 
über hinaus im Interesse einer Steigerung der Förderkapazität 
des deutschen Steinkohlenbergbaus sind ebenso wie Maßnah- 
men zur Erhaltung und Ausweitung der Belegschaft nur mög- 
lich, wenn die Unternehmen des deutschen Steinkohlenberg- 
baus sich an einer langfristig konzipierten Energiepolitik orien- 
tieren können. 

Die Unternehmen und Verbände des deutschen Steinkohlen- 
bergbaus haben frühzeitig, zu wiederholten Malen und mit 
aller Deutlichkeit auf diese Notwendigkeit hingewiesen. Ins- 
besondere ist von seiten des deutschen Steinkohlenbergbaus 
immer wieder betont worden, 

— daß mit Ausschöpfung aller Rationalisierungsmöglichkeiten 
die Bergbauunternehmen die nicht kostendeckenden Pro- 
duktionsbereiche abwerfen, also Kapazitätsschnitte vorneh- 
men müssen, oder 

— daß die Bundesregierung im Rahmen einer den bergbau- 
lichen Erfordernissen wirklich Rechnung tragenden, länger- 
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fristigen Lösung energiepolitische Daten setzen muß, die 
eine Fortführung der Produktion zu kostendeckenden Be- 
dingungen ermöglichen. 

Aufgrund der von der Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang geübten Zurückhaltung sind für das Parlament ebenso wie 
für die hier Beteiligten und Betroffenen die entscheidenden 
Fragen des deutschen Steinkohlenbergbaus bis jetzt grundsätz- 
lich unbeantwortet und ungelöst geblieben. Die daraus entstan- 
denen Ungewißheiten sind nicht zuletzt für die große Zahl der 
im deutschen Steinkohlenbergbau tätigen Arbeitnehmer unzu- 
mutbar. 

Eine Beschränkung der energiepolitischen Vorausschau im 
Steinkohlenbereich auf das Jahr 1980 sowie auf energiepoliti- 
sche Zwischenlösungen wie mit der Novellierung des Dritten 
Verstromungsgesetzes ist nur dann vertretbar, wenn die Zeit 
nach der Ölkrise 1973/74 für den politischen Entscheidungs- 
prozeß hinsichtlich des zukünftigen Versorgungsbeitrages der 
deutschen Steinkohle genutzt worden ist. Es müssen zusätzlich 
alsbald zumindest Entscheidungsgrundlagen für die Abschät- 
zung des möglichen bzw. politisch erwünschten Versorgungs- 
beitrages der deutschen Steinkohle geschaffen und die sidi 
daraus ergebenden praktischen Konsequenzen gezogen werden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Unter- 
nehmen des deutschen Steinkohlenbergbaus auf eine lang- 
fristig über 1980 hinaus konzipierte Energiepolitik ange- 
wiesen sind? 

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß nach dem 
Umbruch in der Weltenergiewirtschaft 1973/1974 in einem 
bei Energierohstoffen in hohem Maße importabhängigen 
Industrieland wie der Bundesrepublik Deutschland unver- 
züglich Entsprechendes hätte unternommen werden müssen 
- insbesondere im Wege geeigneter Untersuchungen - um 
Entscheidungsgrundlagen für alle wirtschafts-, energie- und 
beschäftigungspolitischen Fragen, im Bereich des deutschen 
Steinkohlenbergbaus zu schaffen? 

3. Wann beabsichtigt die Bundesregierung, ihre Vorstellun- 
gen über den längerfristigen Versorgungsbeitrag der deut- 

^ sehen Steinkohle bekanntzugeben und die notwendigen 
Dispositionsgrundlagen für die Investitions- und Beleg- 
schaftspolitik der Bergbauunternehmen zu schaffen? 

4. Räumt die Bundesregierung ein, daß für die Durchführung 
der hier unter 2. genannten Untersuchungen die seit der 
Ölkrise 1973/1974 vergangene Zeit ausreichend war, um 
zumindest wesentliche Zwischenergebnisse solcher Unter- 
suchungen heute vorliegen zu haben? 
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5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Erstel- 
lung der nach der Ölkrise 1973/1974 dringend notwendigen 
Entscheidungsgrundlagen für die Energiepolitik im Stein- 
kohlenbereich folgende Fragen bzw. Probleme des deut- 
schen Steinkohlenbergbaus zu untersuchen waren: 

— Szenarien energiewirtschaftlicher Entwicklungen (pri- 
mär- und sekundärenergieseitig) ; 

— Einschätzung und Bewertung der Importrisiken bei den 
einzelnen Energie-Rohstoffen; 

— Erfassung der heutigen und zukünftigen Produktions- 
kosten des deutschen Steinkohlenbergbaus, insbeson- 
dere von Regressions-, Stagnations- und Expansions- 
grenzkosten; 

— Erfassung der heutigen und zukünftigen Produktions- 
kosten bei den konkurrierenden Energieträgern ein- 
schließlich der Kernenergie; 

— Einschätzung der Preisentwicklung bei Import-Energien 
(einschließlich der Kokskohlenpreise auf dem Welt- 
markt) ; 

— Erfassung der energiepolitischen Optionen, die a) durch 
eine Aufrechterhaltung und b) durch eine Steigerung 
der heimischen Steinkohlenförderung ermöglicht wer- 
den; 

— Erfassung und Beurteilung der beschäftigungspolitischen 
Probleme, die a) bei Aufrechterhaltung, b) bei Steige- 
rung der heimischen Steinkohlenförderung im nächsten 
Jahrzehnt gelöst werden müssen; 

— Erfassung und Bewertung der technologischen Optionen, 
die im Steinkohlenbereich in absehbarer Zukunft wahr- 
scheinlich wahrgenommen werden können (neue Tech- 
nologien der Kohleumwandlung, neue Technologien für 
steinkohlengefeuerte Kraftwerke, Verbund Kernenergie- 
Kohleumwandlung) und Abschätzung der entsprechen- 
den Einsatzmengen; dabei insbesondere Berücksichti- 
gung des nach 1985 zurückgehenden Erdgas angebots 
aus inländischer Förderung und Förderung in EG- 
Ländern; 

— Quantifizierung und Bewertung des Beitrages der hei- 
mischen Steinkohlenförderung zur Versorgungssicher- 
heit (bei verschiedenen Versorgungsanteilen, insbeson- 
dere in den wichtigsten Verbrauchssektoren Ver- 
stromung und Stahlindustrie) ; 

— Notwendigkeit und Finanzierung von Steinkohlenreser- 
ven (nach Mengen und zeitlicher Disposition) und deren 
energiepolitische Bewertung unter dem Gesichtspunkt 
des Beitrages zur Versorgungssicherheit? 

6. Teilt die Bundesrepublik die Auffassung, daß angesichts 
der Notwendigkeit flankierender energie- und wirtschafts- 
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politischer Maßnahmen insbesondere für nachgenannte 
Fragen Entscheidungsgrundlagen hätten geschaffen werden 
müssen: 

a) Untersuchungen über den Kapitalbedarf im Steinkohlen- 
bergbau, und zwar sowohl bei Erhaltung als auch bei 
Steigerung der heimischen Steinkohlenförderung; 

b) wirtschaftspolitische Maßnahmen zur langfristigen 
Sicherung von Investitionen im deutschen Steinkohlen- 
bergbau. 

7. Welche Aufträge zu Untersuchungen und Gutachten über 
die hier unter 5. und 6. angeführten Fragen hat die Bun- 
desregierung wann und an welche Auftragnehmer ver- 
geben? Wie lauten die Themenstellungen? Wann werden 
diese Untersuchungen abgeschlossen sein? Liegen Zwi- 
schenergebnisse vor? 

8. Hat die Bundesregierung zu anderen als den hier unter 5. 
und 6. angeführten Fragestellungen Untersuchungen zum 
deutschen Steinkohlenbergbau in Auftrag gegeben? Wenn 
ja: Wann sind diese Aufträge vergeben worden, an welche 
Auftragnehmer? Wie lauten die Themenstellungen? Welche 
Abschlußtermine sind vorgesehen und welche Zwischen- 
ergebnisse liegen vor? 

9. Welche Untersuchungen sind der Bundesregierung zur 
Frage der Erhaltung bzw. Erhöhung der Förderkapazität im 
Steinkohlenbergbau in den anderen Mitgliedstaaten der EG, 
in den Ländern der OECD und darüber hinaus in anderen 
westlichen Ländern sowie in den Staatshandelsländern 
bekannt? 

10. Sind der Bundesregierung Untersuchungen über die von 
den anderen Mitgliedstaaten der EG angewendeten bzw. 
beabsichtigten energie-, wirtschafts- und beschäftigungs- 
politischen Maßnahmen im Bereich des Steinkohlebergbaus 
und deren einheitliche Anwendung im Bereich der EG be- 
kannt? 

11. Welche Folgerungen zieht gegebenenfalls die Bundesregie- 
rung aus Untersuchungen wie hier unter 9. und 10. ge- 
nannt? 

12. Welche Koordinierung besteht mit den anderen Mitglied- 
staaten der EG hinsichtlich der Politik im Bereich des Stein- 
kohlenbergbaus bzw. welche Koordinierung ist vorge- 
sehen? 

13. Liegen der Bundesregierung Untersuchungsergebnisse hin- 
sichtlich der Aufgaben vor, die dem deutschen Steinkohlen- 
bergbau gesamteuropäisch künftig zukommen sollen? Wie 
soll die weitere Integrierung der Steinkohlenbergbauwirt- 
schaft der westeuropäischen Länder erfolgen? 
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14. Hat die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit der Euro- 
päischen Gemeinschaft oder hat die EG selbst Unter- 
suchungen über die zukünftige Fördermenge des deutschen 
Steinkohlenbergbaus durchgeführt bzw. in Auftrag gege- 
ben? Wenn ja, liegen hierzu bereits die Ergebnisse oder 
Zwischenergebnisse vor? 

15. Hat die Bundesregierung gegenüber der Europäischen Ge- 
meinschaft eine Vorausschau oder sonstige Erklärungen 
über die zukünftige Entwicklung des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus, insbesondere über seine künftige Förder- 
menge bzw. über diesbezügliche geplante energiepolitische 
Entscheidungen der Bundesregierung abgeben? Wenn ja: 
Wie lauten diese? 


Bonn, den 8. Juli 1976 


Russe 

Springorum 

Zeyer 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
Dr. Müller-Hermann 
Ey 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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